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FMI Fonds monétaire International
UE Union européenne
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Par rapport aux domaines orientés vers l'économie intérieure, les secteurs orientés
vers l'exportation se sont relativement bien comportés. Cela est dû en grande partie à
la forte demande en provenance de l'Allemagne; les exportations à destination de ce
pays ont augmenté de 8,7% pendant que les livraisons au reste du monde diminuaient
de 1,3% dans leur ensemble. Si l'on fait abstraction des deux situations extrêmes que
sont, d'une part, les exportations de vêtements, en forte expansion, et, d'autre part,
celles de textiles en continuelle diminution, l'évolution des exportations est restée
stable et équilibrée dans les branches principales.

Géographiquement, le niveau d'exportation vers les pays de l'OCDE s'est maintenu; il a
même légèrement augmenté de 1,4% par rapport à 1990 et représente 80,7% des
exportations totales. L'augmentation des exportations vers les pays de la CE a été
particulièrement significative (+2,5%), par contre les livraisons vers les pays de I'AELE
ont diminué de 3,2%. La France (–1,3%), l'Italie (–3,0%) et la Grande-Bretagne (–8,6%)
sont les trois pays de la CE, où les ventes suisses ont diminué; au sein de l'AELE, les
exportations vers la Suède (–11,7%) et la Finlande (-17,8%) ont connu la même évolution.
Les exportations vers les pays de l'OCDE non-européens ont connu des fortunes
diverses: +4,5% vers les Etats-Unis, mais en diminution vers le Japon, le Canada et
l'Australie.

De façon générale, les exportations vers les pays non-membres de l'OCDE se sont
réduites de 1,1 %. Cette réduction a été particulièrement marquée vers les pays à
économie planifiée (—8,4%). Alors que les exportations vers la Chine (+20,3%), la
Pologne (+41,6%) et la Hongrie (+11,3%) ont nettement progressé, c'est surtout en
direction de l'ex-Union Soviétique qu'elles ont diminuées (—39,1%). La croissance des
exportations en direction des pays de l'OPEP est restée positive (+3,7%). 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.12.1991
ANDRÉ MACH

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Die nach dem weltweiten Konjunktureinbruch des Vorjahres erhoffte Wiederbelebung
trat nicht ein. Nachdem bis zu den Sommermonaten noch einige positive Anzeichen
ausgemacht werden konnten, verlor die Wirtschaftsentwicklung in der zweiten
Jahreshälfte wieder an Schwung. Beigetragen haben dazu die aufgedeckten
Unregelmässigkeiten in der Rechnungsführung grosser Unternehmen und die dadurch
ausgelösten massiven Kurseinbrüche an der Börse. Daneben führte die
Verschlechterung der weltpolitischen Lage mit der sich abzeichnenden Intervention der
USA im Irak einerseits zu einer Verunsicherung der Investoren und der Konsumenten
und andererseits zu einer massiven Verteuerung der Erdölpreise.

Nicht alle Regionen waren im gleichen Masse von dieser flauen Konjunkturentwicklung
betroffen. So lagen die Wachstumsraten der USA und – nach dem massiven Einbruch im
Vorjahr – auch der meisten Industrie- und Schwellenstaaten Asiens (mit Ausnahme
Japans) über dem weltweiten Durchschnitt; die Mehrzahl der europäischen
Volkswirtschaften erreichten hingegen nicht einmal die schwachen Zuwachsraten des
Vorjahres. Das reale Bruttoinlandprodukt stieg in den USA um 2,3%, in Grossbritannien
um 1,5% und im Euro-Raum um 0,8% an; besonders schwach fiel das Wachstum in
Deutschland und in Italien mit 0,4% resp. 0,3% aus. Eine ähnlich bescheidene Zunahme
verzeichnete Japan mit 0,3%. In Lateinamerika verschärfte sich die Wirtschaftskrise in
Argentinien, während die Entwicklung in den anderen Staaten uneinheitlich verlief.

Die Teuerung auf Konsumentenstufe bildete sich in den meisten Industriestaaten
zurück: massiv in den USA (von 2,8% auf 1,6%) hingegen nur schwach im Euro-Raum
(von 2,5% auf 2,4%) und in Grossbritannien (von 2,1% auf 2,0). In Japan verzeichnete
man zum vierten Mal hintereinander ein rückläufiges Preisniveau. Das Ausbleiben einer
wirtschaftlichen Erholung wirkte sich negativ auf die Beschäftigung aus. Die

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2002
HANS HIRTER
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Arbeitslosenquote stieg im Jahresmittel sowohl in den USA (auf 5,8%) als auch im Euro-
Raum (8,3%), im Vereinigten Königreich (5,2%) und in Japan (5,5%) an. 2

Die Weltwirtschaft blickte auf ein schwieriges Jahr 2011 zurück. Das globale
Wirtschaftswachstum schwächte sich in der zweiten Jahreshälfte deutlich ab. Im
September erwartete der Internationale Währungsfonds (IWF) für 2011 eine
Wachstumsrate von 3 Prozent. Im Vorjahr hatte diese noch rund 4 Prozent betragen.
Besorgniserregend präsentierte sich die Lage in den Industriestaaten. In Nordamerika
und in Europa lähmten die hohen Staatschulden und die Konsolidierungsprogramme
die konjunkturelle Entwicklung. Das Wirtschaftswachstum beider Kontinente
verlangsamte sich im Laufe des Jahres. Die Vereinigten Staaten wuchsen 2011 mit 1,7
Prozent und die Euro-Zone mit 1,5 Prozent. Obwohl alle europäischen
Volkswirtschaften von einem Abwärtstrend erfasst wurden, waren zum Teil markante
Unterschiede zu beobachten. Während sich Deutschland, Skandinavien und die meisten
osteuropäischen Staaten durch ansehnliche Wachstumsraten auszeichneten, kam der
Wachstumsmotor in Frankreich, Spanien sowie in den Benelux-Staaten zum Erliegen.
Italien und Grossbritannien fielen nach der Wirtschafts- und Finanzkrise von 2008 in
die Rezession zurück (sogenanntes Double-Dip Phänomen). Die krisengeschüttelten
Volkswirtschaften Portugals und Griechenlands entwickelten sich weiterhin lethargisch.
Sie wiesen in sämtlichen Quartalen negative Wachstumsraten auf. Dasselbe Schicksal
ereilte auch Japan, der drittgrössten Volkswirtschaft der Welt. Aufgrund der Tsunami-
Katastrophe und des Atomunglücks in Fukushima, einer Flutkatastrophe in Thailand, wo
zahlreiche Produktionsstätten japanischer Unternehmungen in Mitleidenschaft gezogen
wurden sowie der unabhängig von diesen Ereignissen generell sinkenden Nachfrage
nach inländischen Gütern auf dem Weltmarkt wurde Japan im Berichtsjahr schwer
geprüft. Weit dynamischer entwickelten sich dagegen die Schwellenländer. Deren
Wachstumsraten verharrten auf einem hohen Niveau, wobei sich diese in der zweiten
Jahreshälfte ebenfalls abschwächten. Somit konnten sich die Schwellenländer der
Konjunkturverlangsamung in den Industriestaaten nicht gänzlich entziehen. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.12.2011
LAURENT BERNHARD

Entgegen den optimistischen Erwartungen der Konjunkturauguren trat im Berichtsjahr
keine Beschleunigung der Weltwirtschaft ein. Gemäss dem Internationalen
Währungsfonds (IWF) verharrte das globale Wirtschaftswachstum auf 3,3%. Im Vorjahr
hatte dieses 3,2% betragen. Das Bruttoinlandprodukt (BIP) der Industriestaaten wuchs
um lediglich 1,3%. Die Volkswirtschaften der Europäischen Union (EU) traten an Ort
(+0,1%), wobei in der Euro-Zone (EU-17) gar ein BIP-Rückgang von 0,4% resultierte. Zu
einer merklichen Verlangsamung kam es in Deutschland, wo das BIP-Wachstum nur
noch 0,4% betrug (gegenüber 0,9% im Vorjahr). Während in Frankreich und Österreich
(jeweils +0,3%) ebenfalls leicht positive Werte registriert wurden, verblieben die
südeuropäischen Volkswirtschaften in einer tiefen Krise. So schrumpfte Spanien um
1,2%, Portugal um 1,6%, Italien um 1.9% und Griechenland gar um 3,7%. Weit
dynamischer entwickelten sich die Vereinigten Staaten. Nicht zuletzt dank einer
robusten Konsumnachfrage und dem sich weiter erholenden Immobilienmarkt wuchs
die US-Wirtschaft um 1,9% (gegenüber 2,3% im Vorjahr). Für eine Wachstumsdelle
sorgte im letzten Quartal allerdings der auf Bundesebene ausgetragene Budgetstreit. Da
sich die beiden Parlamentskammern nicht auf eine Erhöhung der Schuldenobergrenze
einigen konnten, kam es am 30. September zu einem so genannten “government
shutdown“. Rund 800 000 Staatsangestellte wurden in unbezahlte Zwangsferien
geschickt. Am 16. Oktober konnte der Haushaltsnotstand beendet werden, als sich im
Repräsentantenhaus eine im Senat ausgearbeitete Kompromisslösung durchsetzte. Die
japanische Volkswirtschaft wies ihrerseits eine Wachstumsrate von 1,7% aus, die in
erster Linie dank einer expansiven Geldpolitik und steigenden Exporten zu Stande kam.
Das aggregierte Bruttoinlandprodukt der Schwellen- und Entwicklungsländer stieg um
4,7%. Als Wachstumstreiber erwiesen sich vor allem die asiatischen Schwellenländer
sowie die Länder der südlichen Sahara, deren Wirtschaftsleistung insgesamt um 5,4%
expandierte. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2013
LAURENT BERNHARD
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Gemäss den Angaben des Internationalen Währungsfonds (IWF) wuchs die
Weltwirtschaft 2014 "bescheidene" 3,4%. Damit verharrte die Wachstumsrate auf dem
Niveau der Vorjahre. Während das aggregierte Bruttoinlandprodukt (BIP) der
Industrienationen um 1,8% zunahm und im Vergleich zu den Vorjahren wieder etwas an
Dynamik hinzugewinnen konnte, verlangsamte sich das Wachstum der Entwicklungs-
und Schwellenländer von 5,0% im Vorjahr auf 4,6%. Gleichwohl trugen diese Länder
drei Viertel zum globalen Wirtschaftswachstum bei. Das Wachstum der
Volkswirtschaften der Europäischen Union (EU) enttäuschte zwar gerade in der ersten
Jahreshälfte einige Prognostiker, vermochte aber den positiven Trend mit einem
Anstieg auf 1,4% fortzusetzen. Dass die einzelnen Wachstumspfade der EU-Staaten
jedoch immer noch stark divergierten, zeigten auch die Schweizer Nachbarländer:
Während Deutschland im Vergleich zum vergangenen Jahr wieder zuzulegen vermochte
und um 1,6% wuchs, traten Frankreich (0,4%) und Österreich (0,3%) weiterhin praktisch
unverändert an Ort. Italien vermochte sich seinerseits zwar wie Deutschland im
Vergleich zum Vorjahr zu fangen, hatte gleichwohl aber einen BIP-Rückgang von 0,4%
zu verzeichnen. Damit fiel die viertgrösste Volkswirtschaft der EU auch im Vergleich zu
den anderen südeuropäischen Volkswirtschaften ab. Spanien (1,4%), Portugal (0,9%)
und Griechenland (0,8%), die sich wie Italien in den Vorjahren in einer Rezession
befanden, waren 2014 allesamt moderat gewachsen. Griechenland konnte zuletzt 2007,
Spanien und Portgual 2010 positive Wachstumsraten ausweisen. Als Treiber hinter dem
leichten Aufschwung machte der IWF die vom tiefen Ölpreis angekurbelte
Konsumnachfrage aus. Erneut deutlich dynamischer entwickelten sich die Vereinigten
Staaten (2,4%), die wie Europa vom sinkenden Ölpreis profitierten, deren
Konsumnachfrage zusätzlich aber auch durch die verringerte Arbeitslosenrate
stimuliert werden konnte. Wenig überraschend kam der Rückgang des chinesischen
BIP-Wachstums von 7,8% im Vorjahr auf 7,4%, der auf ein rückläufiges
Investitionswachstum und Bereinigungen im Immobilienmarkt zurückgeführt wurde. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2014
DAVID ZUMBACH

Nach Schätzungen des Internationalen Währungsfonds (IWF) ist die Weltwirtschaft
2015 um 3,1% gewachsen. Zu Beginn des Jahres hatten die Ökonomen des IWF mit
einem Wachstum von circa 3,5% gerechnet, was dem Niveau des Vorjahres
entsprochen hätte. Das Wachstum der Entwicklungs- und Schwellenländer ist im
fünften Jahr in Folge zurückgegangen und betrug, nach 4,6% im Vorjahr, 2015 noch
4,0%. Trotzdem machte das Wachstum dieser Länder über 70% des globalen
Wirtschaftswachstums aus. Das aggregierte Bruttoinlandprodukt (BIP) der
Industrienationen hat 2015 um 1,9% zugenommen. Das Wachstum beschleunigte sich
damit erneut leicht. In den Vorjahren hatten die Wachstumsraten 1,8% (2014) bzw. 1,2%
(2013) betragen. Auch die Wirtschaftsleistung der Europäischen Union (EU) entwickelte
sich positiv. Mit einem Wachstum von 2,0% vermochte die EU im Vergleich zu den
Vorjahren, als das Wachstum 1,4% (2014) bzw. 0,3% (2013) betragen hatte, wieder etwas
an Fahrt aufzunehmen. Dies traf auch auf drei der vier an die Schweiz angrenzenden
EU-Staaten zu. Das Wachstum entwickelte sich in Frankreich, Österreich und Italien
positiv. Frankreich und Österreich, die 2014 0,4% bzw. 0,3% gewachsen waren,
steigerten 2015 ihre Wirtschaftsleistung um 1,1% bzw. 0,9%. Italien, das in einer
Rezession gesteckt hatte, verzeichnete mit einem Wachstum von 0,8% erstmals seit
2011 wieder eine positive Entwicklung des Bruttoinlandprodukts. Im Gegensatz dazu
verzeichnete Deutschland einen leichten Rückgang des Wachstums von 1,6% auf 1,5%,
blieb aber die am stärksten wachsende Volkswirtschaft der Schweizer Nachbarländer.
Erneut dynamisch entwickelten sich die Vereinigten Staaten (2,4%, wie im Vorjahr), die
wie Europa von einem tiefen Ölpreis und der dadurch angekurbelten Konsumnachfrage
profitierten. Wenig überraschend kam der Rückgang des chinesischen BIP-Wachstums
von 7,3% im Vorjahr auf 6,9%, der laut den Ökonomen des IWF auf den Umbau der
chinesischen Volkswirtschaft zurückzuführen ist. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2015
DAVID ZUMBACH

1) FF, I, 1992, p.1035s.
2) Schweizerische Nationalbank, 95. Geschäftsbericht 2002, S. 7 ff.
3) IMF World Economic Outlook Database.
4) IWF: IMF World Economic Outlook database; NZZ, 1.10.13, 22.1. und 26.2.14.
5) IMF World Economic Outlook database
6) IWF: World Economic Outlook.
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